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Tagungsbericht 
29. Tagung der Gesellschaft für Rechts­
vergleichung vom 17.-19. September 2003 
in Dresden 
I. Eröffnungssitzung 
Seit ihrer Wiedergrundung im Jahre 195C wählte die Gesellschait für 
Rechtsvergleichung im Jahr loe3 erstmals Dresden als Tagungsstätte 
aus, eine Wahl, die 230 Juristen aus 17 Ländern zum Besuch veranlasste. 
Die Tagung wurde am Mittwoch, dem 17.9. 20C), von dem Vorsit­
zenden der Gesellschaft für Rechtsvergleichung, Proi. Dr. Uv.'e Blau­
rock, in den Räumlichkeiten der gastgebenden Universität eröffnet. Es 
folgte eine Begrüßungsansprache des sächsischen Staatsministers Dr. 
Thomas de Maiziere, der die Schirmherrschaft für diese Tagung über­
nommen hatte. Daran schlossen sich Grußworte des Ministerialdiri­
genten Raimund Lurz für das Bundesjustizministerium sowie des De­
kans der juristischen Fakultät Prof. Dr. Martin Schulte. 
Alle Redner betonten angesichts der voranschreitenden Rechtsan­
gleichungs- und vereinheitlichungsbemühungen in der Europäischen 
Cnion die herausragende Bedeutung der Rechtsvergleichung in Wis­
senschaft, Gesetzgebung und Rechtspraxis. Vor diesem Hintergrund 
biete die Tagung für Rechtsvergleichung mit ihren aktuellen Grund­
satzthemen eine einmalige Plattform für einen breiten fächerübergrei­
fenden Austausch. 
Im Mittelpunkt der Eröffnungssitzung stand der Festvortrag von 
Prof. Dr. Lajo5 Vektis, Universität Budapest, zu dem Thema .Integra­
tion des östlichen Mitteleuropas im Wege rechtsvergleichender ZiviJ­
rechtserneuerung"l. Vikds ging in seinem Vortrag auf die besondere 
Bedeutung der kontinental europäischen Privatrechtstradition sowie 
der Rechtsvergleichung bei der Erneuerung des Zivilrechts in den Län­
dern Ost-Mitteleuropas ein. Die Rechtsordnungen der West hälfte des 
einstigen Sowjetblocks seien von der europäischen Pr;\'atrechtskultur 
geprägt. Bereits die Kodifikationsprozesse Anfang des :C.Jahrhunderts 
seien von umfassender rechtsvergleichender Forschung begleitet gewe­
sen. Auf eben diese rechtsvergleichenden Werke habe der Gesetzgeber 
auch in der sozialistischen Periode zurückgegriffen, v ..as die kontinen­
taleuropäische Privatrechtstradition zumindest im Kern erhalten konn­
te. Während der kommunistischen Diktatur seien es dann insbesondere 
die Hochschulen gewesen, die das kulturelle !':iveau des Pri\'atrechts 
.tufrechtzuhalten versuchten. Gerade diese Rechtskultur habe es er-
Zur Vermeidung \·on W"ieJerholungcn sei.ln dieser Srcllc auf die: \'eröf~ 
fcntlichung dl's Fcs(vorrr.1gcs:n der ZEu!> it:rschl'inr dl.:mnjch'it) \·C'f\viescl1. 
möglicht, dass in aiesen Ländern binnen kurzer Zeit zur kontinentaleu­
ropäischen Printrechtstradition zurückgefunden und an ihre Errun­
genschaften angeknüpft werden konnte. 
Die beiden Folget.ge waren den Arbeitssitzungen der insgesamt '1 
Fachgruppen der Gesellschaft für Rechtsvergleichung gewidmet. Die 
nachfolgenden Berichte informieren im Einzelnen über Inhalt und Ab­
lauf dieser Fachsitzungen2. 
Christina Maslow. Freiburg i.Br. 
11, Fachgruppe Grundlagenforschung 
Gegenstand der von Prof. Dr. Heznz-Dierer Assmann LL.M., Univer­
sität Tübingen, geleiteten Sitzung der Fachgruppe War das Thema 
.Recht und Ethos im Zeitalter der Globalisierung", 
Das einleitende Referat von Assmann beschäftigte sich mit dem 
Verhältnis von Normen des Rechts zu Normen der Moral und der Sit­
te. Sofern diese Normen zu unterschiedlichen Anforderungen an das 
menschliche Verhalten gelangten, entstehe ein Spannungsverhältnis. 
Der Referent schilderte sodann die verschiedenen Ansichten, die insbe­
sondere von der Rechtsphilosophie, Rechtssoziologie und den Poli­
tikwissenschaften zu der Frage der Auflösung dieses Spannungsver­
hältnisses entwickelt wurden. Sämtliche Läsungsansätze beziehten sich 
auf den Nationalstaat. Da auf globaler Ebene kein in sich geschlossenes 
normatives System existiere, gelte es, das Verhältnis von Recht und 
Ethos in diesem Kontext zu bestimmen. 
Das anschließende Referat von Prof. Dr. Dr. h. c. Kar/-Jose! 
Kuschel, Universität Tübingen, behandelte das Thema.Weltreligionen 
und Weltethos im Zeitalter der Globalisierung". Im Mittelpunkt des 
Referats stand die Frage, welche Faktoren in der gegenwärtigen Welt­
politik den Diskurs über .common ethica! standards' bestimmt haben 
und welche Rolle die Faktoren .Ethos· und .Religion" bei der Suche 
nach einer globalen Friedensordnung spielen. 
Zunächst ging der Referent auf die gegenwärtige weltpolitische Si­
tuation ein. Er erläuterte den Beschluss der UN-VoJIversammlung vom 
9. 11.2001 über eine .Global Agenda for Dialogue among Civiliza­
tions·. Ein globales F:thos sei im Zeitalter der Globalisierung absolut 
notwendig. Sodann betrachtete er die Auswirkungen der lr~k-Krise ;tu! 
das Völkerrecht und auf die Rolle der Religionen. Kuschd machte vier 
Beobachtungen: Es lasse sich eine Ohnmacht der Religionsbhrer iest­
stellen, die sich alle auf die Scite der Friedensbefilrworter geschlagen 
hatten und erfolglos versucht hatten, den Irak-Krieg zu verhindern. 
Die gegenwärtige CS-Administration sei von einem starken rdigiöscn 
Faktor bestimmt. Der imerrelibiöse Dialog zwischen Juden und 
2 Dit' ~('!crJ{C und Di!>ku~sion('n werden Jemnj..:hst in einem T.agunr:\­
b.lnd q:röftendichc Die n;1chslc Tagung JC'r Gcscl!:;,.:hJ.!r fUt Rl'chux{'q~i(,t­
..:hur,·; WIrd \ (H:lussi(htli,h vüm ~l b;~ 23. 9. 2::~ :n ~'urzhur~ <;t.lrtfmdtn. 
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Christen. aber auch zwischen !vluslimen u:1d Chri,qen 'lecke in einer 
Krise. Das Vertrauen in die ~'irks~mkcit und Durchsctzung 't,lker­
rechtlicher Regeln sei durch den Irak-Krieg nachhaltig erschünen, \'or 
diesem Hin:er~rund sei die Suche nach uni"er,ellen rechtlichen und 
ethischen \'ere:;'barungen und :\'ormen dringender denn 1e. 
1m z...'eiten Teil seines \'ortrags beschrieb Kuschc/ den Faktor ,.Re­
ligion" in der \X'ehpoiitik, Er beschrieb zunächst die These H">l""g­
lallS \'on einern •. Kampf der Kulturen", Anschließend erläutene er. 
wa~um alle Prognosen einer zunehmenden Säkularisierung sich als un­
zutreffend erwiesen haben, Sodann scnildene er die Rolle der Religio­
nen als j\rtikulationsinstrument der ~!odernisierun6s- und Globalisie­
rungsverlicrer, Trotz der ökonomischen Globaiisierung komme es 
nicht zu einem Zusammenwachsen der Religionen, Eine "McDonaldi­
sicrung" der Weltreligionen sei auch in Zukunft nicht zu erwarten, .'.n­
schließend wand:e sich der Referent der künitigen Rolle der Relii,:ionen 
zu. Diese steckten in dem Dilemma, erst dann die Ge....altbereitschaft 
ihrer Anbänger abbauen zu können, ",'enn sie sicher sein könnten, dass 
auch die anderen Reli!;ionen Gleiches tun. Ansonsten seien die Fried­
lichen ...·ieder einmal die Dummen, Das Vertrauen zwischen den Reli­
gionen könne nur in dem Maße wachsen, in dem sich die Religionen 
auch zu Anwälten der Andersglaubigen in ihren jeweiligen Einflussbe­
reichen machten, Die Kommunikallon z ...·ischen den Religionen mÜSse 
institutionalisien werden. Es bestehe eine unabweisbare Notwendig. 
keit für einen interreligiösen Dialog. 
Tm dritten Teil seines Vortrags ging Kuschel auf das zentrale Ele­
ment im gegen...·ärrigen globalen interreligiösen Dialog ein: das \'on 
Hans Kiing initiierte Projekt Weltethos, Mit Ethos sei die Dimension 
innerer Grundhalrungen, Werte und Ideale gemeint. Ethos bezeichne 
also dasjenige, was nicht einklagbar sei. ohne das eine Rechtsordnung 
aber auf Dauer nicht bestehen könne, Es gehe um einen Grundkonsens. 
der nicht erst gefunden oder den Religionen übergestülpt "'erden müs­
se, sondern der sich in den Quellen der Religionen selber finde. Nach 
der vorn Parlament der \X:eltreligionen 1993 ,'erabschiedeten Chicago­
Erklärung handele es sich hierbei um die Humanitätsregel (.Jeder 
Mensch soll menschlich behandelt "'erden") so,,,ie die Goldene Regel 
(.Was Du nicht willst. dass man Dir tU, das füg auch keinem anderen 
zu"), Außerdem ließen sich - so K"schel- weitere "ier Weisungen iden­
tifizieren, die in den verschiedenen Religionen inhaltlich parallel anzu­
treffen seien (Erfurcht vor dem Leben, Verbot des Stehlens oder Gebot 
des solidarischen Handeln" \'erbOt der Lüge sowie Verpflichtung zur 
Partnerschaft von Mann und Frau), 
Abschließend ging er im vierten Teil auf die Zukunft des Völker­
rechts ein und forderte eine stärkere Selbstorganisation der Religionen 
auf globaler Ebene. 
Das Referat von Prof. Dr. Ste(an Kadclbach LL.M., Cni"ersität 
Münster, unter dem Titel "Recht un'd Ethos im Zeitalter der Globalisie­
runs" beschäftigte sich zunächst mit der Globalisierung und den ethi­
schen Grundlagen internationaler Beziehungen. Er arbeitete den Ge­
gensatz z"'ischen Idealismus und Realismus heraus und beschrieb die 
Globalisierung und die zu beobachtende Fragmentierung des Völker­
rechts in Teilrechtsordnungen. Anschließend ....andte er sich den ethi­
schen Gehalten des Völkerrechts zu und beschäftigte sich abschließend 
mit dem Verhältnis "on Völkerrecht und Ethik. Während das Völker­
recht lange Zeit nur eine Mindestmoral enthalten habe, sei in den letz­
ten 50 Jahren Zu beobachten ge...·esen, dass ethische Prinzipien das Völ­
kerrecht durchziehen. Nicht zuletzt durch die Zunahme internationa­
ler Organisationen habe sich das Völkerrecht von einer Ordnung der 
Koexistenz zu einem Koordinierungsrecht ge,,·andelt. Zwei Tendenzen 
seien erkennbar: Das Völkerrecht wirke tief in das nationale Recht ein, 
wie das Beispiel der Mauerschützenurteile zeige, Das nationale Recht 
setzt' sich umgekehrt gegen manche völkerrechtlichen Grundsätze 
durch, wie das Beispiel Spaniens im Falle Pinochets und der belgischen 
Gesetzgebung über eine internationale Zuständigkeit bei der Verfol­
gung von Verbrechen gegen die Menschlichkeit zeige. Hier könne ein 
Paradigmem:vechsel bevorstehen. Recht und Moral seien ZWar zu tren­
nen, aber oft dringe die I\10ral ins Recht ein, Deshalb "erdienten die 
Schnittstellen, die ein solches Eindringen ermöglichen, be;ondere Be­
achtung, 
Prof. Dr. Ernst-V/ne;' Petcrsmann. Europäisches Hochschuliosti­
tut Florenz. beschäftigte sich in seinem Referat mit den Theorien der 
Gerechtigkeit. Menschenrechten und der Verfassung internationaler 
Märkte, Er gliederte sein Referat in acht Thesen. (l) Er stellte fest. da" 
Gerechtif;keil .h Rechtszicl ,nerkannt ,ei. (2) Sodann beschrieb er die 
Cnter$chiede und Gemeinsamkeiten der ,'erschiedenen Gerechti,:keits­
theorien, (3) Er erl:iuterte die Re~clunb'- und .'.uij::abenhereiche "on 
Gcrechlir:kcn,theorien, E, gelte. r:rundle~cnde Men,chenrechte 7u 
\'cr'Q;irkllchcn. knarpt' RC:;i.\ourccn ~crc(ht 7U \'cncilcn und }:c'ft'\,-htt· 
demokratische \'cria"un",ordnun;,:en zu schaffen. (4) DiL EG und ,1i(' 
\X'TO stellten B(,l~ri('1c {ur eine \X'irt.\.:hair~\Trf.1~!-un~ dar. die \·or\pr· 
JZ 8/2004 
);C gegen Jllarkt,ersagen und gegen PolitikYersagen treffe, Ihre Recht,­
:;rundlagen enthielten zahlreiche Elemente eineT V('riassun~, wie etwa 
die Gewdltemeilung und die :\'ormenhierarchie. (5) Der Referent erläu­
terte anschließend die Position des Hohen Menschenrechtskommissars 
der \'ere;nteß :\:ationen zum ~'TO-Rccht, (6) _'.nschlicßend betonte er 
die :\'otwendigkeit einer Klarung der Frage, inwieweit internationale 
Organisationen zum Schutze der Menschenrechte ,'('rpflichtet sind 
bzw, werden sollen, (7) Sodann ging Pcrcnm,:;rnn auf den Funktionszu­
sammenhang zwischen Grundrechten. l\1arkten und \'ölkerrecht ein. 
Dabei erörterte er die Frage. ob die .'.Ilgemeine Erklärung der Men­
schenrechte inzwischen \' älkergewohnheitsrecht ist. Die ILO habe 
[0)'(' labu"r standards erlassen, in denen sie die Staaten als gebunden an­
sehe. selbst ""enn sie die entsprechende Konvention nicht ratifiziert 
hätten. (8) Abschließend "'andet er sich der Frage zu. ob es vor dem 
Hintergrund des Menschenrechtsschutzes eine Verpflichtung der Staa­
ten zur Errichtung einer sozialen Markt,,-inschaft gebe. 
Prof. Lukas Soso(', üniversität Luxemburg, wandte sich dem Welt­
ethos zu und erläuterte die bisherigen Begründungstrategien, Anschlie­
ßend schilderte er in einern zweiten Teil die Bedenken gegen dieses 
Konzept. Die abgeleiteten gemeinsamen Regeln aller Religionen beruh­
ten lediglich auf einem empirischen Befund. Eine Ableitung aus den 
Menschenrechten könne nicht erfolgen. Es bestehe die Gefahr eines 
Kulturimperialismus, Das Projekt Weltethos leide an einer inhaltlichen 
ünbestimmtheil. Enrv.'cder bleibe es deshalb ...·irkungslos oder aber es 
,·erschv.-inde genauso schnell ....ie es gekommen sei. Zu bedenken sei 
weiterhin, dass der Schutz der Menschenrechte eine westliche Idee sei. 
Sie enthalte ein hohes Zerstörungspotential für lokale und regionale 
Kulturen und werde als Bedrohung von außen empfunden. Deshalb 
seien lokale Menschenrechtserklärungen ""irksamer als universelle, 
Denn es gehe immer auch um die Suche nach der kulturellen Identität, 
Als Beispiel nannte er die Präambel der afrikanischen Erklärung der 
Menschenrechte. Sodann betonte er, dass manchen Religionen der Be­
griff der Person fehle, so dass schon der im Begriff der "Menschenrech­
te" enthaltene Bestandteil .Mensch" eine reine Abstraktion sei. Er hal­
te das Projekt ~;eltethos insgesamt für einen lobenswerten Ansatz, den 
er aber für inhaltlich problematisch halte und dem er deshalb skeptisch 
gegenüber stehe. 
Die anschließende, recht lebhaft geführte Generaldiskussion kon­
zentrierte sich zunächst auf das Projekt Weltethos und das Menschen­
rechts\'erständnis, W'eltethos ...·urde als Kataln.tor der ""eiteren Ent­
....icklung bezeichnet. Anschließend betonte ~in Teilnehmer, dass sich 
hinter dem einheitlich erscheinenden Begriff der Moral eine große Plu­
ralität "erberge. die man in der weiteren Diskussion um das Verhältnis 
von Recht und Moral berücksichtigen müsse. Weiterhin ....urde betont, 
dass wenn man Ethik als Quelle des Rechts identifiziere künftig ei­
ne Ethikvergleichung benötigt werde. 
Professor Dr, Rolf Sethe LLM., 1Jni\'ersität Halle-\Xlittenberg 
111. Fachgruppe Zivilrecht 
Die Sitzung der Fachgruppe Zivilrecht befasste sich unter Leitung "on 
Prof. Dr, Dr. h.c, Dr. h.c. Rcinhard Zimmermann, Harnburg, mit den 
Grundstrukturen eines Europäischen Bereicherungsrechts, Die Wahl 
dieses Themas hat folgenden Hintergrund: Nach dem Vertragsrecht 
und dem Deliktsrecht tritt in der Diskussion über ein Europaisches 
Schuldrecht auch das Bereicherungsrecht in den Vordergrund). Parallel 
daZtl haben sich in den letzten Jahren in einigen Ländern neue Ent­
wickJungen ergeben, die für die Entwicklung eines Europäischen Be­
reicherungsrechts von Relevanz sind. So hat sich das englische Recht 
"or kurzem aus seiner bereicherungsrechtlichen Isolation befreit und 
den intellektuellen Kontakt mit der kontinentaleuropäischen Tradition 
""iederhergestellt. Es steht nun ,'or der Frage, ...·ie das Recht der unge­
rechtfertigten Bereicherung am besten strukturiert werden kann. Die 
gleiche Aufgabe stellt sich auf europäischer bzv.·. internationaler Ebene. 
1m Zentrum der Tagung stand deshalb die Suche nach der besten 
Grundstruktur für das (Europäische) Bereichcrungsrecht. 
Prof. Dr. Christi.znc V;"cndeborsl LL.M., Gi)ttingen. referierte zum 
Thema .Die Leistungskondiktion in rechtsvergleichender Perspekti­
"c", Sie sprach sich zunächst dafür aus, im Rahmen der rechtsverglei­
chenden Analyse der Thematik nicht bei den traditionellen Kategorie­
3 \' ~I. 7... B. flete1· Schfcc},rrlcm, Restitution und BcrclchcTunt:.~J.u:-~lcj,h in 
Europa. Bd.) .:;O~:;. Bd.ll 2:;:1; D&1':<ld joJJ1l$um, RcwhJrd Zm1mCn1l~ml 
(I ~ n1=..). L niuqificd Enrichmrnt: K(.'~· JsSUC5. in ComparatlH' Pcrspl'ct )\'(', 
2::2~ Thoni.1f. J..·,-c/Js. Rl"$titulion oll thr Cro!'Ho.ld$.: A Comparatl\T Stud\, 
::)::l~ F,.ln/'; L. 5(h.i/n·. na~ f)C'fci..::hcfunf!Hcl.:ht in Eur(~pa; Emh(:it~~ und 
Trcnnun;.:::.khrcli Im ~cnH';ncn, d(,~ut"'ch(.·n und cn~li .. (h(,·n Rc.:ht. 2:-:i~ fh· 
1(1 5"i~)"'R( iHr,,;.::,). Unlust ErH!i.:hmt·!H and tht, LiW pi Cnntr.1I.~l. ~::;::!~ !.l .. k 
HCo1iHm. ,-'iflo SCh,..lJ;C d'ir,t:. L CJ"{,~, ~1at(.. ri.lb .'md Tnn" \111 UnlUQ'lflld 
Lnfll'hmt'IH.2::.;, 
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hilJun:':'l:n st ..·hl...·n /,u bli.:lb,.:n - di",'1 :':'1".,lll.' In::.b"'::"l1h.i\"'i't: !ur JI..'I1 lkut­
,~h~i1l.h.';:rilt J .... r L!..."I).tun~ ... k,mJik(!I,)n ,ulhi ...'rn :-.li..·~ JI1 J ..'n typi:\\,.:h1..'!1 
F.lil~""!ic.lltun;':-I.·n und J ....·n LU GrunJ .... liL'g(,;nJl,;"n \\\.. rtun~!"·11 zu or;\':ntil.:~ 
f,-"n. Au:' JiL'::. ..·r CrunJ!J.~L· J.lh \rcnd,:hunl nur L'il1eD bl.:;)~hr:inktl.'n :\0­
\\"t:nJun~:'!obl..'n.·i(h t'ür (,,'ln kunt(i~!"'s Eun.Jpii~..:h~~ öcr~i ....·hL'run~src(h(. 
wl..'il Jh: Ru(k.1b\\:j~k;ung !il's..:hL':tcrtl.:r \\!'rtr.l~::.bL'zi,,'h~Jngl·n I.:ht..·f eint: 
Fr.l~c JC!i V.... rtr.le;sn:chts sei und dL'r Au~g.l(,:i..:h von in :'\orSltU.ltil)nen 
<rbr.\.:I1t~n 0rkrn tur .wd~re zum B~r~icb der G~s.:hi:!S{ührun,; ohne 
.-\.uftr~:; ~,·hore. Inn~rhalb des demnach verbleil",nden Anwendun,;s­
b~rci..;h5 t:in!"'~ Europäischen BcrcichL'rungsfe..;hts -,>pr.l..:h sil: si.:h für ei­
n< Kombinltion de, sine-caus~-Ansatzcs des Ci"iI Law und des unIU>1­
;lcw,,·An,atzes des Common Law aus. 
De. Thom..ls Krebs, London!0xford, feierie"e zum Thema .Ein· 
grifiskondiktion und ,restitution ior wrongs .. ·. Das englische Restitu­
tionsrecht bestehe nach g~nz herrschender :Vleinung aus zwei Teilen, 
nämlich dem eigentlichen Bereicherungsrecht und dem so genannten 
Bereich der .Restitution for Wrongs". Letzterer umbsse Herausgabe· 
lnsprüche, welche ihren Ursprung nicht in der ungerechtiertigten Be­
reicherung des Schuldners, sondern in einer von ihm begangenen uner­
iaubten Handlung hätten. Kreb, äußerte sich kritisch zu dieser Auftei­
lung. Die radikale Trennung des Restitutionsrechts sei keinesfalls svste­
matisch notwendig. Im Gegenteil, die Lehre von der "Restitution for 
Wrongs" leide unter den gleichen ?vlängeln, die zu einer Ablehnung der 
Rechtswidrigkeitstheorien im deutschen Recht geführt hätten. Das 
englische Recht könne also durchaus vom deutschen Recht lernen. Ein 
Blick auf das englische Fallmaterial zeige jedoch, dass das englische 
Recht in der praktischen Anwendung nicht so weit von der deutschen 
Zuweisungslehre entfernt sei. 
Prof. Dr. Jacque, du Pies,i" Stellenbosch, behandelte das Thema 
•Towards more rational structures of liabiJity for unjustified enrich­
ment: thoughts !rom twO mixed jurisdictions". Er untersuchte, wie sich 
das sine-causa-Eriordernis in Mischrechtsordnungen wie der südafri­
kanischen oder der schottischen sinnvoll konkretisieren lässt und wel­
che Lehren aus einer Betrachtung dieser Mischrechtsordnungen für 
diese Frage gezogen werden kann. Im Ergebnis sprach er sich gegen den 
im Common Law vertretenen Ansatz der unjust-Faktoren aus und be­
fürwortete eher eine Anlehnung an die im deutschen Recht entwicke!~ 
ten Prinzipien. 
Dr. Hugo van Kooten, Den Haag, referierte zum Thema •The 
structure 01 Iiabilitv for unjustified enrichment in Dutch taw. "'ith re­
ferences to French and Italian law·. Er betonte, dass nach niederländi­
schem, italienischem und französischem Recht zwischen .unjustified 
enrichment" und .undue payment" unterschieden werde. Diese Unter­
scheidung entspreche jedoch nicht der deutschen Unterscheidung zwi­
schen Leistung und Nichtleistung. Auch seien die Grenzen zum De­
liktsrecht anders gezogen, weil beispielsweise die Bereicherung infolge 
eines Eingriffs häufig als Frage des Deliktsrechts eingeordnet werde. 
Prof. Mark Gergen, Austin, stellte die neuen US-amerikanischen 
Vorschläge zum Bereicherungsrecht vor (.The strucrure oi the pro­
posed new Restatement on Restitution for the United States"). Er be­
tonte, dass die neuen Regeln das amerikanische Recht in bestimmten 
Bereichen den Regeln des Ci viI Law annäherten. Allerdings bleibe eS in 
der Grundstruktur eher dem Common Law-Ansatz der unjust-Fakto­
ren treu. 
Abschließend stellte Dr. Stepben Swann, Osnabrück. erste kon­
krete Vorschläge der Study Group on a European Civil Code vor (.The 
structure of liability for unjustified enrichment in the first proposals of 
the Study Group on a European Gvil Code"). 
Professor Dr. Peter Huber, Mainz 
IV, Fachgruppe Öffentliches Recht 
Die Fachgruppe •Vergleichendes Öffentliches Recht" beschäftigte sich 
auf ihrer Dresdner Sitzung mit dem Problemkomplex des Einwande­
rungs- und Asylrechts. Ein besonderer Schwerpunkt lag dabei auf der 
Einbeziehung völker- und europarechtJiehc, Asp~kt~, da di~ R~!;elun­
gen zu dic$em Komplex in den einzelnen nationalen Rechtsordnungen 
heutzutage ohne die Einbeziehung der internationalrechtlichen Rah­
menbedingungen kaum noch verständlich zu machen sind. 
Für das Vereinigte Königreich stellte Prof. Rlcbard Ra'11:lings, Lon­
don, zunächst die drei beherrschenden Ideen in der Asvl- und Einwan­
derungspolitik der britischen Regierung vor, die e; als den .3-F­
Approach" kennzeichnete: Die diesbezüglichen Verwaltungsentschei­
dungen sollten schnell (fast), entschlossen und restriktiv (firm) sowie 
veriahrensrechtlich ordnungsgemäß (fair) getroffen "'·erden. DarÜDer 
hinaus verfolge die Regierung einen Ansatz, den sie selbst als .New 
Arproach" bezeichne: Danach sollten vor allem Asyl-, aber auch Ein­
""anderungsentscheidungen so weit wie irgend möglich außerhalb des 
britischen Territoriums erfolgen. Die Regierung versucne also. die tra­
ditioncile Artraktivitit Großbritanniens für Asylbewerber durch pro· 
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li:dur.1k' Er~..:h\\,I,.·rrli:t).I,.' zu i1l1:11l1lll:ren. Zu JH.:s:r...·n1 Zw~(k h,lbl: ~ic.: '~)1.":­
"pld::.w\,·!'>I,.' ~il1l,.· ,,>ob' ,.\\"hl1~ li.\t" von L.inJt:rn I..'in~ ..·t'uhrt, bl..."i J ... n... n \."1" 
!h.· ~runJ~.itzli..:~1...' \"I,.·rmutun~ \.1.1für ~prl.·(hL', J.1SS J,)f( ~(,UH.' politi'H.:hL' 
\'I.:rt\)lhung prJ.kti1.il,.·rt wl,.·rJ(.·. En(SLhI,.'IJung~n über J..:n StJ.(US V()l1 .1lh 
dil,.'sL'n LlnJ',,:rn stJ.mm,t:nJcn P<:rs.•.JnL"n konnlt:'n tbnn V~H briti:;':!h.'tl 
Gerj~htL'n nur noch vom :\us~J.nJ JUS Jng.cgrittt:n wL'rdi.'n, 
Auch in FrJ.nkrclch versuche m.1n JL~m Zusrrorn \'i.)fl pute'ntii.'!!cn 
Einwlnd~rcrn - vor lllem ,ws :-':ordlfrib - in erster Lini,' mit "cdah­
r\..'ns\'ors~hriftcn zu begcgnen. wie Prof. D.l':!lJ C.lpzt ..VH, P.His, bl'fll,."h­
tele. Zwei nl"U(,? G.:setzenlwurfc d.lzu, die unter Jndert:fll eine Vt:rlJ.~g.I:­
rung der Gewahrs~m$fristcn bei Ab,.:hiebung vorsih~n und generell 
eine Beschleunigung der "eriahren herbeiführen sollten, bcf~nden si.:h 
berade in der p~rllmentaris"hen Beratung. Aber schon n~ch der heuti­
gen Rechtsbge müssten Visa für Frankreich normalerweise im Ausl~nd 
erteilt werden und setzten den ;\;achweis lusreichender Finanzmittel 
für den eigenen Unterhalt vorauS. Das löse das Problem jedoch nicht 
wirklich, denn die meisten illegalen Einwanderer kämen mit einem re­
guliren Visum ins Land und würden dann eintach in der berechtigten 
- Hoffnung dort bleiben, einer Abschiebung entgehen zu können. Vie· 
le erhielten auch später einen regulären Aufenthaltstitel, wobei im Fal­
le langfristiger Berechtigungen dieser Art zuvor noch die kulturelle In­
tegration der betreifenden Personen in Frankreich zu überprüfen sei. 
Im Vergleich daz.u stellt sich die Situation in Portugal nach dem Be­
richt von Prof. Ana Marcins, Lissabon, grundsätzlich anders dar. Por­
tugal sei traditionell immer ein Auswanderungs- und kein Einwande­
rungsland gewesen und auch heute noch in vergleichsweise geringem 
Maße mit dem Problem unerwünschter Zuwanderung konfrontiert. 
Daher seien die einwanderungsrechtlichen Regelungen im internatio­
nalen Vergleich nach wie vor als großzügig anzusehen. Ferner sei der 
Status aufenthaltsberechtigter Ausländer dem der portugiesischen 
Staatsangehörigen weitestgehend angenähert worden. Insgesamt ver­
folge Portugal bewusst eine Politik, die einen Antrag auf Einwande­
rung gegenüber einem solchen auf Asyl vorzugswürdig erscheinen las­
Se. Das reduziere das Asvl- ebenso wie das allgegenwärtige Abschie­
bungsproblem: Denn wer im Falle eines illegalen Aufenthalts das Land 
freiwillig verlasse, könne sich danach erneut um einen Aufenthaltstitel 
bewerben, während dies nach einer Abschiebung nicht mehr möglich 
sei. Dennoch sehe sich Portugal mittlerweile ebenfalls in wachsendem 
Umfang dem Phänomen illegaler Zuwanderung konfrontiert. 
Das trifft nach Auskunft von Prof. Göran Melander, Lund, auch 
auf Schweden zu, das ansonsten ebensowenig über eine Tradition als 
Einwanderungsland verfüge wie PortugaL Hieraus erkläre sich die 
pragmatische Vorgehensweise der schwedischen Behörden in Migra­
tionsangelegenheiten: Das Gesetz lasse ihnen einen weitgehenden Er­
messensspielraum, und so würden Entscheidungen in Einwanderungs­
und Asylangelegenheiten - von Fällen der Familienzusammenführung 
abgesehen - auf der Basis einer reinen Einzelfallbetrachtung anhand der 
schriftlichen Antragsunterjagen gefällt. Allerdings veriüge Schweden 
nach eigenem Verständnis über eine große Tradition als Zufluchtsstätte 
für politisch Verfolgte, was sich in der allgemeinen Asylpraxis sowie 
vor allem darin niederschlage, dass einmal als Flüchtlinge akzeptierte 
Personen automatisch Aufenthalts- und Arbeitserlaubnisse erhielten. 
Warum Schweden jedoch ungeachtet dieser Großzügigkeit bisher nicht 
zum Hauptziel von Asylbewerbern in Europa geworden sei, sei mit sei­
ner im Vergleich zu anderen Ländern äußerst strikten Abschiebungs­
praxis zu erklären: Die Ablehnung eines Antrags auf Asyl ziehe unmit· 
telbar und automatisch die zwangsweise Rückkehr in das Herkunfts­
land nach-sich. 
Als Kontrast dazu präsentierte Prof. Dr. Uwe Kiscbei, Greifswald, 
im Anschluss die Situation in den Vereinigten Staaten als dem klassi­
schen Einwanderungsland schlechthin. Die USA verfügten über ein 
sehr ausgefeiltes Einwanderungsrecht, das im wesentlichen mit Präfe­
renzen und Quoten anhand verschiedener gesetzlich festgeschriebener 
Kategorien von Ein....and.rern arbeite, Das Flüchtlings- und Asylrecht 
werde nur als ein kleines Unterk:tpitel dieser komplelten Recht.mate­
rie betrachtet. Dabei werde die Aufnahme von Flüchtlingen, die sich 
noch vom Ausland aus um Schutz bewerben, ebenfalls über Quoten 
gesteuert. Bei bereits im Land beiindlichen Asvlbewerbern funktionie­
re dieses System naturgemäß nicht, doch könnten Asylbewerber daher 
auch nur unter größten Schwierigkeiten weiterreichende Aufenthalts­
titel ",,'erben. Insgesamt besitze der Kongress als Gesetzgeber im Be­
reich des Einwanderungs- und Asylrechts eine nahezu unbeschränkte 
Re;;cIungsmacht, die auch von Verfassungs wegen keinen nennenswer­
ten Einschränkungen unterliege. So habe der Oberste Gerichtshof an­
lässlich der zwingenden Anordnung einer Inhaftierung von abzuschie­
benden Stnftätern erst in diesem Jahr ausdrückli,h entschieden, da" 
Ausländer insoweit auch einer Behandlung unten\'orfen werden dürf· 
ten, die die Verf.assung gegenüber amerikanischen Srl:lrsbür:;crn unll,.·r~ 
sage. 
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Auf der Ba,i" aller d,eser LinderberIchte lasste Prof. Dr. CJ'njl1~n 
Tlel]e LL.M., Halle, zuletzt im Genrralbn;cht unter Einschluss des 
deutschen Länderberichts - die Situation insgesamt zusammen. Er 
stel;te fest, dass Einwanderungs- und As,·lrecht mit Ausnahme der 
CSA prahtisch überall als getrennte Materien behandelt ",·ürden. Die 
\ligrationspolitik werde allgemein durch demographische und soz;o­
ökonom:sche Interessen b<'stimmt. Aus deutscher Perspekti,·c sei kiar, 
dass eine 10tale Abschottung des Landes gegenüber potentieller Zu­
v;anderung gegen Völker- und Europarecht verstoßen ,,,ürde. Denn 
nach der EMRK und der Genfer FlüchtiingskonYention stehe fest, dass 
ein Land zumindest für Familienzusammenführung und Flüchtlinge 
offen bleiben müsse. Im Europarecht beschränkten die Grundfreihei· 
ten und die diversen Assoziationsabkommen die Handlungsspielräume 
der Mitgliedstaaten in der Migrationspolitik. Außerdem erkenne das 
europäische Sekundärrecht die generelle Not"'endigkeit eines Zuzugs 
von Drittsraatsangehörigen - im wesentlichen aus arbeitsmarktpoliti­
schen Gründen an, wenngleich inS01'"eit nur absolute Mindeststan­
dards festgesetzt würden und die Regelungshoheit weitgehend bei den 
Mitgliedstaaten '·erbleibe. \X'egen der fortbestehenden Meinungsver­
schiedenheiten sei eine Einigung über ein einheitliches europäisches 
ZU't....nderungs- und Asylrecht nicht so bald zu erwarten, wenngleich 
das Konzept der sicheren Herkunfts- und Drittstaaten, "'ie es auch in 
Deutschland im Asylbereich praktiziert werde, inzwischen fast schon 
zum europäischen Standard avanciert sei. Insgesamt stellten sich die 
Probleme inzwischen für alle westlichen Staaten mehr oder weniger 
ähnlich dar. so dass es nicht verwundern könne, dass sich auch die Lö­
sungen immer weiter einander annaherten. Dabei falle auf, dass tradi­
tionelle Einwanderungsländer keineswegs per se die liberalsten Ein­
wanderungsbestimmungen aufwiesen, 
In der anschließenden Diskussion warf Weinzierl zunächst die Fra­
ge nach den rechtlichen Grenzen der Externalisierung von As\'lem­
scheidungen auf, d. h. in welchem Ausmaß Staaten As~·lbe...'erber von 
ihrem Territorium fernhalten könmen. Martins legte dazu dar, dass sich 
in Portugal dieses Problem nicht steIle. da Portugal wegen der fehlen­
den Sozialleistungen für Asvlbewerber nicht besonders attraktiv sei 
und es außerdem so viele legale Einwanderungsmöglichkeiten gebe. 
dass es für die Bev.·erber in der Regel günstiger sei. als Ein ...·anderer 
vorstellig zu werden, statt auf Asyl zu hoHen. Rawlmgs legte die Posi­
tion der britischen Regierung dar, wonach die Ideallösung eigentlich 
darin bestünde, außerhalb der Europäischen Union für alle Asylbe...·er­
ber eine einheitliche Zulassungsemscheidung zu treffen und die Flücht­
iinge dann im Wege eines ,.burden-sharing" über Europa zu yerteilen. 
Melander betonte, dass man nicht so sehr die reine Zahl der Asdbe­
....erber in den Blick nehmen sollte als yielmehr die Zahl derjenigen, die 
tatsächlich - über As'" oder anders eine Aufenthaltserlaubnis erhiel­
ten. Tierje eq;:inzte dies um den Gesichtspunkt der fehlenden Iden­
titätspapiere: Dieser Grund bringe es mit sich. dass "iele Personen nicht 
mehr zurückgeschickt werden könnten, sobald sie einmal im Land sei­
en. Kugelmann bezweifelte die Möglichkeit, in diesem Politikbereich 
zu einheitlichen Entscheidungen in Europ" zu kommen: die derzeitige 
Diskussion über das EV-Sekund:'rrecht zeige, wie sehr die Staaten auf 
diesem Gebiet ihre nationalstaatliche Souveränität verteidigen wollten, 
Alleweldt fragte nach den Gründen, warum einzelne Zielländer wie et­
"..a Schweden die Problematik so viel entspannter angingen als etwa 
Großbritannien und Deutschland. Peter formulierte diese Frage noch 
grundsätzlicher: Man mÜsse insgesamt die Beweggründe sowohl der 
Migramen als auch der Zielländer analysieren, um aussagekräftige Fest­
stellungen treffen zu können. Fromon/ bot dafür vonseiten der Ziellän­
der eine einfache Erklärung an: die westliche Welt fürchte einen Verlust 
ihres Wohlstandes durch die Zuwanderung. Unterstützt von Capiran/ 
konstatierte er allerdings zugleich eine gewisse Inkonsistenz in der ent­
sprechenden Politik des Westens am Beispiel Frankreichs: ",'ihrend 
man einerseits die Zu...·anderung weitgehend zu unterbinden versuche, 
lasse man andererseits illegale Immigranten an der öffentlichen Ge­
sundheits"ersorgung teilhaben und ihre Kinder die Schule besuchen. 
Melander bezeichnete dies als einen .double standard": die illegale Ein­
....anderung werde oft stillschweigend geduldet, da andernfalls manche 
Sektoren der europäischen Volks""irtschaften faktisch zusammenbre­
chen würden. Ansonsten betrachtete er unter Abschreckunpgesichts­
punkten d,e schwedische Lösung einer direkten Zurückschickung ab­
gelehnter Be,,·erber in ihr Heimatland als den Könipwef;. Das wurde 
",·iederum von Ra'tdmgs bezweifelt, der darauf aufmerksam machte, 
dass Sch""eden sich auf diese Weise bei Verkennung der Situation im 
Einullall rq:elmäßi!: einer Menschenreehtsverletzung schuld;" ma­
che. Mit Kise),,,l war er sich jedoch dahingehend einig, d." man die ur· 
,aehen der Fluehtlinp'tröme nicht aus der \Vclt schaffen konne und es 
daher darum !,chen mu»c, einen grunds,nzliehen \X!e!, des Cm~.n~s 
mit ihnen 7.U f,nden. R'edd betonte in diesem Zusammenhan,:. da" 
diese Erkc'nntn" n,cht da,u fuhren dürfe. keine C rsachcnhck;'mrfun~ 
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mehr zu hetn:ih,:n; vielmehr sei in dieser Hinsicht international noch 
sehr ,·iel zu tun. Diese l\1einung teihe auch Tlftje. der darüber hinaus 
abschließend forderte, die Zusammenhänge zwischen Ein"'anderungs­
und As:·lpolitik generell viel stärker in Rechnung zu stellen und die tra· 
ditionelle Trennung dieser Politikbereiche auch in Eurora endlich auf­
zugeben. 
Professor Dr. Alexander Lorz LLM.• Düsscldorf 
V, Fachgruppe Strafrechtsvergleichung 
Die Fachgruppe widmete sich dem Thema ,.Absprachen in Strafverfah· 
ren: Theoretische Probleme und praktische Anwendung". Prof. Dr. 
PLOtr Hofmanski. Krak6".., Prof. Dr. Renzo Or/andi, Firenze, und Dr. 
Ricbard ·Fog/er. Brighton, erstatteten die Länderberichte; Frau Prof. 
Dr. Edda V;'eßlau, Bremen, führte die so gewonnenen Erkenntnisse in 
ihrem Generalbericht zusammen und machte sie vor allem auch für die 
anhaltende deutsche (Reform- )Diskussion fruchtbar. Damit erfüllte 
sich die vom Vorsitzenden der Fachgruppe, Prof. De. Thoma,; 'v':eigend, 
Köln. in seiner Begrüßung ausgesprochene Hoffnung, die Diskussion 
deutlich über die hierzulande hinlänglich diskutierte Frage nach der 
Zulässigkeit der Absprachenpraxis hinauszuführen. 
Vogler referierte die Rechtslage in England und den USA, wo die 
konsensuale Verfahrenserledigung - wie in der gesamten Rechtsfamilie 
des COmmon law eine feste rechtliche Grundlage und eine überragen­
de praktische Bedeutung habe. In beiden Ländern (in den USA unter 
Einschluss der Bundes- und Gliedstaatenebene) verhangten die Gerich­
te üblicherweise eine wesentlich verminderte Strafe als Gegenleistung 
für ein guiir)· plea. Einem solchen plea. das als reine Prozesserklarung 
nicht mit einem Geständnis identisch sei, gingen häufig Verhandlungen 
z",'ischen Verfahrensbeteiligten voraus (plea bargaining). Insoweit sei 
ein charge bargaining denkbar, bei dem die Leistung der Anklageseite 
darin bestehe, auf einen sehwereren Anklagepunkt zu verzichten. Da­
neben ,,'erde fact bargaining praktiziert. in dessen Folge Anklage und 
Verteidigung dem Gerieht den Sachverhalt einvernehmlich in einer we­
niger sch...'el"'·iegenden Version unterbreiteten. 
Neben diesem gemeinsamen Ausgangspunkt bestünden gewichtige 
Unterschiede jedenfalls in der rechtlichen Ausgestaltung der Abspra­
chen. Die vielleicht wichtigste Differenz bestehe in der Rolle des Ge­
richts. \X'ährend die Richter in den einzelstaatlichen Gerichten der USA 
für den Fall eines guiir)· piea vielfach ein Strafmindestmaß benennen 
oder sich sogar direkt am Verhandlungsprozess beteiligen und dabei 
noch deutlichere Hin""eise auf das zu er""artende Strafmaß geben ",.ür­
den. sei den englischen Gerichten beiderlei Vorgehen verwehrt. Hierin 
zeige sich eine gewisse Zwiespältigkeit des englischen case lau, 
...·ährend der S"preme Court der USA das piea bargaimng unskrupulös 
als wesentlichen Pfeiler des Strafverfahrens bezeichnet habe. Die engli· 
sehe Praxis ebne die aufgezeigte Differenz freilich dadurch erheblich 
ein, dass guilty pleas fast durchgängig und wohl auch in berechenbarem 
Ausmaß mit Strafnachlässen "belohnt" ...·ürden. Darüber hinaus mach­
ten die Instanzgerichte sogar nicht selten in Missachtung der oberge­
richrlichen Vorgaben konkrete Strafmaßandeutungen. 
Das Absprachenregime sei in England und USA keineswegs un­
umstritten. Die Kritik sei zv.'ar im Kern akademischer Natur geblie­
ben, habe jedoch immerhin phasenweise die Gesetzgebung einiger 
Gliedstaaten der USA erreicht. Die Einv.·ände zielten zum einen gene­
rell auf die Benachteilung des Beschuldigten (Gefahren des over­
charging durch die Anklageseite zwecks Schaffung von Verhandlungs­
masse so...·ie der Erzeugung von Druck durch Staatsan...·älte. aber auch 
durch zynische Verteidiger). sodann auf die empirisch nachweisbare 
SchlechtersteIlung ärmerer Beschuldigter, schließlich aber auch auf die 
Außerachtlassung der legitimen Belange von Opfern. Vogler sprach 
dieser Kritik die Berechtigung nicht ab. Vertrat jedoch die Ansicht, 
dass eine konsensuale Verfahrenserledigung nicht nur dem Wesen des 
adversatorlschen Verfahrens entspreche. sondern auch erfolgreich 
praktiziert werden könne, wenn eine Reihe von Bedingungen erfüllt 
sei. Hierzu zählte er vor allem die Existenz einer starken Verteidigung, 
die in der Lage sei, bereits im Ermittlungsverfahren ggl. über .adver­
utorische Konfrontation" zu einer fairen .konsensualen Erledigung" 
des Konfliktes beizutragen. 
Mit Polen bz...·. Italien traten in den Berichten von Hofma'Hki und 
Orlandi z,,"ei Staaten in das Blickfeld. in denen sich der G~sctz"eber in 
der noch nicht weit zurücklie~enden Veq;an"enheit - in Gestalt der 
StJ>Cl von 1997 b,,,·. im Zu!'e der Strafs'erfahrensrcform von 1989 fur 
die Aufnahme advers.toriseher Verf.hrensclemente entschieden hat. 
Die Referate ließen erkennen. dass auf dem Boden dieser neuen strai, 
rr07.essualen \X:eichenstcllun);en bemerkenswerte .. absrrachenfrcund­
liehe· Parallelen 7U verzeichnen sind: In beiden St.aten hat sich der 
Ge,et7.!!eher. in Italien ,o~ar der \'erlaswngsge,el7.~chcr. k"",ensu.,lcn 
YcrfahrenspraktikeJ) au!>drücklich gc(){fnet, und eßt im Sommcr .:'0:.' 
<';lnd !>(I\\,ohl in Pnlcn ah ,luch in h.llien Gc:..ct]c(".1fHlcrunj.:.cn in Kr;dl 
JZ 8/2004 Tagungsbericht 403 
:-:, ...'tr..:h·n. ,tl\! J.H.\Ui zl~k·n. Jen ;\b..,.pr,h.'ht.:n im SU.ltycrt.dul'n no ...·h 
W(,,'I(,.:r •..'11 K.lum zu '.:~b,,·n. 
I" b"IJ~n Linj~rn h,uren :\nkl,l.;c unJ Vc·rteiJi~un~ Jie .\to~li..:h· 
kt.'l~. die Vl,:furtt...·dun:.: zu .:in,,·r z\vls~hl'n ihnen J.b~l,.·spro(ht.·n('n Srr-lt", 
unt~r \'t'rzichr .luf l:int.: Beweisaufnahme zu bCJ.ntrat:;t.:n. In JL'n Einzd~ 
hclt .."n wichen Jle 1{c"l'lunH en voneinander .1b: Beim "ertolgrcic.:hcn" 
p.lllt'gl.uncnIO des ll.1ht.!nut.~t-.:n Rechts Stl."~lIc Jl.!f Scrltri..:htt,,; in nit:ht 
otrcndiLher Sitzun~ t~inc Strafe fest. die auf einer zuvor c:rzit·hcn Ab­
sprache Jer Parteie~ beruhe. Der Richter ,olle cntsprec'hcnd der P:lrtei· 
Jbspr.lchc entscheiden. soWeit die S:lchbge nach Jen Ermi,dunp.lkten 
nl..:hr zu einem Freispruch zwinge~ die beJntrJ.~te Strafe angemessen er­
scheine und Jie Verstindigung nicht an einer rechtlich iehlerhaiten Be­
urteilung kranke. Ein Gesrandnis sei mit dem p .. rreglamenlo nicht ver­
bunden; dememsprechend impliziere der amr:lgsgemlße StrÜaus­
spruch nicht die (volle) Feststellung strafrechtlicher Schuld. sondern 
werde als Verurteilung eigener :\rt eingeordnet. Die .Leistung" des 
Angekbgten beim pattegiamento schlie!!e einen Rechtsmittelverzicht 
ein; im Gegenzug erhalte er einen erheblichen Strafnachlass. Die Geset­
zesänderung des Jahres 2C03 erweitere den Anwendungsbereich des 
patteglamento auf Straftaten mit einer Höchststrafdrohung von bis zu 
stebeneinhalb Jahren. 
Die polnische Strafprozessordnung, bei deren Ausarbeitung das 
italienische Modell Beachtung gefunden habe, stelle iür die konsensua­
le Erledigung von Straftaten, die mit Höchststrafe von bis zu 10 Jahren 
bedroht seien, zwei Verfahren bereit, die jeweils in eine außerordentli­
che Strafmilderung münden könnten. In dem einen, das dem pattegia­
menta am nächsten komme, stelle der Ankläger mit Zustimmung des 
Angeklagten den erforderlichen Antrag. In dem anderen ergreife for­
mell der Angeklagte die Initiative. In beiden Fällen sei das Gericht 
nicht ohne weiteres an den Antrag gebunden; vielmehr müsse die Sach­
lage klar und die Verwirklichung der Strafzwecke dürfe nach Ansicht 
des Gerichts nicht gefährdet sein_ Im Übrigen könne das Gericht eine 
ergänzende Regelung zu Gunsten des Verletzten anregen. And~rs als in 
Italien sei ein Rechtsmittelverzicht mit der Verfahrenserledigung In 
keiner der beiden polnischen Verfahrensvarianten verbunden. 
Orlandi wies daraufhin, dass das Absprachenregime in Italien Kri­
tik insbesondere von Lehrern des materiellen Strafrechts ausge.etzt sei. 
Diese hegten durchgreifende Zweifel daran. dass sich die konsensuale 
Verfahrenserledigung mit den Strafzwecken vereinbaren lasse. Orlandi 
\elbst befürchtet ala longue einen Legitimationsverlust de. gesamten 
Strafrecht.svstems in der Folge von Strafnachlässen bei schwer.ten 
Straftaten und mehrfach vorbestraften Rückfalltätern. Bereits jetzt be­
stehe zudem die Gefahr, dass auf unzureichend verteidigte Angeklagte 
"Verständigungsdruck" ausgeübt werde und dass man legitime Interes­
sen Von Opfern außer Acht lasse. 
Weßlaus Bewertung der deutschen Absprachenpraxis fiel nicht zu­
letzt im Licht der rechtsvergleichend erzielten Erkenntnisse negativ 
aus; Sie hob zum einen hervor, dass die Einstellung nach § 153a SrPO in 
der Praxis zu einem Instrument der Erledigung beweisschwieriger Ver­
fahren gerade auch jenseits der (möglichen) Bagatellkriminalität 
zweckentiremdet werde. wobei das Prozedere in Wirtschaft.strafsa­
chen nicht selten den Eindruck eines "Freikaufverrahrens" zu er­
wecken geeignet sei. Eine solche Fehlentwicklung sei in den Vergleichs­
ländern nicht zu finden; das gelte jedenfalls seit dem Sommer 2003 auch 
für Polen, denn hier sei die bedingte Einstellung nunmehr als Schuld­
spruch mit Strafvorbehalt auf Bewährung ausgestaltet worden. Weßlau 
kritisierte auch die außerhalb von § 153a StPO angesiedelte Abspra­
chenpraxis als in vielerlei Hinsicht unbefriedigend. Dabei beließ sie es 
nicht bei dem Hinweis auf den notorischen - von BCH NJW 1997, 
2691 wenig erfolgreich verschleierten und von BCHSe 43, 195 nicht 
aufgelösten - Spannungszustand dieser Praxis zum geltenden Strafver­
fahrensrecht. Vielmehr biete d;e deutsche Praxis dem Beschl,.!digten im 
Rechtsvergleich offenbar auch ein geringes Maß an Berechenbarkeit im 
Hinblick auf das tatsächliche Verfahrensergebnis und an Fairness heim 
Scheitern der Ab~prache, 
Da Weft/aus Kritik in der ~nschließenden Diskussion weithin auf 
Zustimmung stieß, entwickelte sich rasch eine lebhafte und über das 
Eckpunktepapier der Bundesregierung hinaus weisende Reformdebat­
te, deren Facetten in dem demnächst in der Zeitschrift für die gesamte 
Strafrechtswissenschaft erscheinenden Diskussionsbericht nachzu­
zeichnen sein werden. 
Mein Gesamteindruck nach der Aussprache lässt sich in zwei 
Diskussionsbeiträgen bündeln: Zwar bestehen erhebliche Zweifel da­
ran, ob der angestellte Rechtsvergleich die Lösung für Deutschland zu 
Tage gefördert hat (so der Sache nach Weßlau); kaum bezweifelbar ist 
jedoch. dass der Rechtsvergleich die deutsche Absprachenpraxis mit 
besonderer Schärfe als miserabel ausweist (so der S.ache nach Wei­
gend). 
Oe. Claus Kreß LLM.• Köln 
VI. Gemeinsame Sitzung der Fachgruppen für 
Handels- und Europarecht 
Die gemcins4rnl..' Arbl'i[s'Iitzung Jer F.1~hbrUrrL' tür vt'r~lC'irht'ndt'~ 
H:lnJels- unJ \X'ins,nattsrccht und d", Fachgruppe tür Eump.lrechl 
(7.uJ.::lci,h wissl..·nsch.:aftlichc Gl·~dlschlft für Europ;lr~l..·ht:l ')rand "..;nrl'r 
dc~ Thema" L.: ntc·rnehmen im Spannungsicid zwischen \brktfrcihcit 
unJ sDlrlic'her Inptlichtnahmc" L.:nter Jc'm Vorsitz \'on ProL Dr. CC:T 
BLwrock, Freiburg, und Prof. Dr. Jitrgel1 ScI"".'.,rze, Freiburg, wurJen 
LinJerberiehte von Proi. LorCl1Z.J \/iolim, ~bibnJ. Prof. Jlichei Fra­
marlr. P.1ris. Proi. Detle':; V,lgIS. Boston. und Prof. Dr. KoreSlt.ke }:,­
m,wehi. Tokio. erstattet. Das Generalreferat hiclt Proi. Dr. Cordu i., 
SwmIJI: Halle. 
Sr'"mp! gab zunächst cinen Überblick über die Grundbgen unJ 
Mechanismen der Wirtschaftsregulierung durch die Europäische Ge­
meinschaft. Im europäischen Recht genieße die Y1arktfreiheit der Lin­
ternehmen eine hohe Präferenz, Eine Inpflichtnahme der Unternehmen 
sei daher an enge Voraussetzungen geknüpft. die sich auf drei Grund­
prinzipien zurückführen liellen: Förderung des GemeinWOhls, Beach­
tung des Rechtsstaatlichkeitsgebots und Wahrung der Verhältnismällig­
keit. Insoweit habe die europäische Rechtsordnung einen Reifegrad er­
reicht, der dem gewachsener nationaler Rechtsordnungen bereits sehr 
nahe komme. Dies sei ein wichtiger Teil der europäischen Erfolgs­
geschichte. 
Violini skizzierte die sich unter europarechdichen Einflüssen voll­
ziehende italienische Entwicklung hin zu einer freiheitlicheren Wirt­
schaftsordnung. So sei der verwaltungsrechdiche· Würgegriff zum 
Schutz verschiedener öffentlicher Interessen schrittweise gelockert 
worden. Als Beispiele nannte sie u, a, die vom EuCH als mit Art. SI 
EG V nicht vereinbar angesehenen Gebührenordnungen der Berufsver­
bände und die Zurückdrängung von staatlichen Monopolen. Allerdings 
stoße die Liberalisierung der Märkte in Italien auch immer noch auf er­
hebliche Widerstände, was sich etwa bei dem gescheiterten Versuch der 
Freigabe der Preise auf dem römischen Taximarkt gezeigt habe, Auch 
die Gewährung von Beihilfen bilde nach wie vor ein klassisches Instru­
ment der italienischen Wirtschaftspolitik und so gebe es etwa auch in 
Italien eine staatliche Gewährschaft für die öffentlich-rechtlichen 
Geldinstitute. 
Fromotl! befürwortete demgegenüber eine stärkere staatliche In­
pflichtnahme der Unternehmen. Der Markt sei kein i'iaturereignis. 
sondern eine Institution. die durch staatliche Regulierung gesichert 
werden müsse. Wie in Frankreich der Vergleich zwischen der günstigen 
staatlichen Energieversorgung und der teuren privaten Wasserversor­
gung zeige, erbringe der Wettbewerb nicht zwingend die besseren Re­
sultate. Allerdings würden auch in Frankreich öffentliche Cnterneh­
men zunehmend privatisiert und die staatliche Wirtschaftsförderung 
heruntergefahren. Teilweise sei an die Stelle der autoritären Wirt­
schaftslenkung durch den Staat die Regulierung von Märkten durch un­
abhängige Verwaltungsbehörden wie etWa den Conseil de la Concur­
rence, den Conseil Superieur de I' AudiovisueI, die Autor;te de Regula­
tion des Telecommunications oder die Commission des Operations de 
Bourse (demnächst Autorit<! des Marches Financiers) getreten, 
Vages lenkte den Blick auf die US-amerikanische Fusionskontrolle 
und damit auf eine besondere Form der staatlichen Inpflichtnahme von 
Li nternehmen. Sherman und Clavton Act seien in einer Zeit verab­
schiedet worden, in der die l!S-a'merikanischen Unternehmen began­
nen, auf nationaler Ebene zu agieren. Die von Anfang an strenge Kon­
trolle de~ Marktgeschehens sei erst unter der Reagan-Administration 
und unter dem Einfluss der Chicago-School gelockert worden. Blicke 
man auf das l!S-amerikanische Ant;trust-Recht der letzten gut hundert 
Jahre, so zeige sieh aber nicht nur eine starke Abhängigkeit von volks, 
wirtschaftlichen Theorien und politischen Strömungen, sondern auch 
von ökonomischen Bewertungen im Einzelfall. 
Yamal<chi beschrieb schließlich die unterschiedlichen Versuche des 
japanischen Stutes, der nun schon ."it zehn Jahren ..nda.. erndcn Ban­
kenkri,e durch eine Neuordnung der Finanzdiensrleistung,~ufsicht 
Herr zu werden, Seit 1996 seien mehrere inzwischen auch schon wieder 
modifizierte Gesetze erlassen worden, die die Bevormundung der Ban· 
ken durch den Staat (v. a, im sog, Konvoi-System) verringert und die 
Eigenverantwortung gestärkt hätten. Insbesondere habe man das 
Trennbankensvstem gelockert. Trotz der allein in den Jahren 1998 und 
1999 zur Defizitdeckung gewährten Subventionen in Höhe von 10 Bil­
lionen Yen habe man aber das zentrale Problem der uneinbringlichen 
Forderungen nicht lösen können. Mit dem .Programm zur Wiederher­
stellung des Finanzsvstems" vom 30. tO, 2CC2 seien daher zahlreiche 
weitere Majlnahmen wie etwa der Ankauf von Effekten durch die Zen­
tralbank oder die Gründung einer Organisation für den Ankauf von 
Beteiligungen der Banken ergriffen worden. 
Im Mittelpunkt der Diskussion stand zunächst die Frage. was ):e­
naU unter einer staatlichen Inpflichtnahme 7.U "erstehen sei. Nach 
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sc(~;.;. d17.e hatten sich die Vcr,1nstahcr hCWU55t für einen neutralen und 
u"bd,lStcten Be:;riff entschieden, mit dem das gesamte Spektrum der 
unterschiedlich intensiven Inanspruchnahme "on Unternehmen im öf­
fen:lichen Interesse habe erl'asst ":erden sollen, Prof. Dr. Dr. h.c. Pein­
ehrimdn .I1';lln-Cr"ff, Heidelberg, pladiertc gerade auch im Hinb:ick 
auf grundrechtliche Implikationen für eine Abgrenzung der enger zu 
\ erstehenden staadichen Inpflichtnahmc c:wa im Bereich der Erdölbe­
"orratung und der ilächendeckenden Strom"e~sorgung "on der ord­
nunprcch:lichcn Regulieru:1g etwa des \,'cttbe,,:erbs und den im \Veu­
be,,'crb geltenden Verhalrcnsrcgeln, Von einer lnpflichtnahme könne 
dAnach nur die Rede sein, wenn ein Unternehmen zur Erfüllung be­
stimmter gesamtwirtschafrlichcr Zwecke \'erpflichtet ""erde. Fromom 
und VagES hielten diese DiHerenzierungen hingegen für nicht durch­
führbar und wollten etwa auch im polizeirechtlichen Verbraucher­
schutz und der Fusionskontrolle eine Inpfiichtnahme der Unterneh­
men sehen, I m öffentlichen \I:'irtschaftsrecht könne man allenialls z""i­
sehen Vorschriften Zur Sicherung des Gemeinwohls und solchen zur Si­
cherung des Wettbe.... erbs unterscheiden. Prof. Dr. Hans Cla"dius 
Taschn,,' M.C.J" Brüssel. wandte sich entschieden gegen eine Einbezie­
hung des pri"aten Verbraucherschutzrechts in den Begriff der In­
pflichtnahme. Dort gehe es namlich lediglich um die Herstellung des 
Gleichge""ichts in pri,'atrechtlichen Beziehungen und damit um eine 
allgemeine Gerechtigkeitsfrage. Prof. Dr. Hans- U"erner Rengeiing, 
Osnabrück, ....ies darauf hin. dass die Inpfiichtnahme in der öffentlich­
rechtlichen Terminologie herkömmlich neben der Beleihung als ein 
Unteriall der Erfüllung öffentlicher Aufgaben durch Private betrachtet 
werde. 
Prof. Dr. Torsren Stein, Saarbrücken, warf angesichts der die Libe­
ralisierungseffekte hervorhebenden Reierate von Stumpf und Fiohn; 
die Frage auf, ob mit der fortschreitenden europäischen Regulierung 
nicht doch eher ein Verlust an Marktfreiheit für die Unternehmen "er­
bunden sei. "ach Ansicht von Fromon!, Violini und Mülier-Graffhabe 
die Auflösung staatlicher Monopole in der Tat zu einer Zunahme der 
Regulierung der betroffenen Märkte und zur Schaffung neuer sektor­
spezifischer Aufsichtsbehörden geführt. Märkte könne man gerade im 
Bereich der Daseinsvorsorge nicht sich selbst überlassen, sondern müs­
se sie beaufsichtigen. Im Vergleich zur Steuerung komplexer Marktvor­
gänge sei die Leitung eines s:aatlichen Unternehmens aber vergleichs­
weise einfach und mit geringerem Regelungsauf""and durchzuführen, 
Mülln-G,'ajf wies zudem darauf hin, dass es auch im Bereich der für 
die Marktteilnahme geltenden \'erhaltensregeln insbesondere durch die 
Kumulation der nationalen Schrankenbestimmungen im Gemein­
schaftsrecht zu einem Zuwachs an rechtlichen Vorgaben gekommen sei. 
~ach Einschätzung von Stumpf habe die zunehmende Regulierung auf 
europäischer Ebene mit derzeit et""a 1 C.COO Normkomplexen ihre Ur­
sache vor allem darin, dass sich die Gemeinschaftsgesetzgebung immer 
mehr zu einer Vollgesetzgebung entwickele, in der auch nicht ökono­
mische Aspekte und rechtsstaadiche Grundsätze berUcksichtigt werden 
müssten. Hinzu komme ein gc",'isser Umstellungsauf...'and, Anderer­
seits ...,ürden hierdurch aber auch nationale Regelungen ersetzt so ...·ie 
durch die Rechtsvereinheitlichung Kostensenkungs- und Dynamisie­
rungseffekte erzielt. 
Professor Dr, Peter Jung, Halle- 'lX"inenberg 
VII. Fachgruppe für vergleichende Rechtsgeschichte, 
orientalische Rechte und ethnologische 
Rechtsforschung 
Das diesjiihrilie Thema der Fachgruppe Waren die .Faktoren der Ent­
stehung und Uberv.-indung unfreier Arbeit in Europa und den afrikani­
schen Kolonien". 
Prof. Dr. Dr. h, c. \Fo/fgang W'aldstein, Salzburg, sprach über die 
Entstehung und Uberwindung unfreier Arbeit im antiken Rom, Aus 
den Quellen seien verschiedene Faktoren der Entstehung der Sklaverei 
erkennbar, Ein wichtiger Entstehungs!;rund sei es gewesen, dass 
Kriegsgefangene nicht mehr gelÖtet, sondern .nur" versklan worden 
seien. Eine Parallele finde sich im Uber~ang von der Tötung zum Ver­
kauf in die Sklaverei bej Schuldnern. In Einzelfällen sei eS zur Beendi­
~ung des Skla"enstandes gekommen. Der Freigelassene habe jedoch ge, 
genüber dem Freigeborenen eine rechrlich benachteilipe Stellung ,:e­
habt, was insbesondere an der Dienstpflicht sichtbar ,,'erde. die dem 
Freigela"enen anlasslieh seiner Freilassung gegenüber seinem früheren 
Herrn auierlep worden sei. Dabei habe es im römischen Recht .,ber he­
rcit~ eine Reihe von Einschränkun~C'n zum Schutz des Frcigcla~senC'n 
gegeben. Allerdinp habe cs mit der "nat.libu; instrtuti,," . dte d"r Kai­
<;,er gcv:ähren konnte, :tuch eine Einrichtung t.q~chcn, mit der ein Frei­
~clJ!-srn{"r Cinem Frt'igehorel1en rechtlIch r:lcich i!C'st<..'lh '\\Trden knnn­
\('. Zu l"incr :.:).n7li(hen Lh)i."T\\',ndlln~ dt.'r SJ..,l.1\·crci ~,('j (' ... It'.:inch In 
Rom nicht geKommen. "b"'ohl ihr \I:'idcr;p"uch mit dem ~J:urrecht 
klar erkannt worden sei. 
Prof. Dr. Hcrma,m ,\'eJ.,fscn, München, befasste sich mit der Skia­
"erei bei ::crmanischen Stämmen der \'ölkcrwanderunt:;;zeir. Er "and­
re sich g;gen die' wClt verbreitete Auifassung. dass die germanischen 
",en'i" eine bessere Stellung besaßen ,Is die römischen. eine \'orstel· 
lunl" die stark durch die Schilderungen von Taci1l<5 bestimmt sei . ."·fM, 
sen beschrieb dann die Stellung \'on Sklaven bei Ostgoten, \I:'estgoten, 
Franken, Langobarden und Baiu\'aren. im Ostgorenreich seien sen'i öf­
fentlicher und pflvater Rechte unfähig gewesen. Erwerb. Yeraut>erung 
und Schutz der Ge...·alt an Sklaven seien nach den für Sachen geltenden 
Regeln erfolgt. Eine besondere Verschlechterung der Position der seni 
im Gegensatz zum römischen Recht sei die Möglichkeit gewesen, Skla­
ven von dem Grund und Boden, zu dem sie gehort hatten, zu trennen 
und zu städtischen Diensten heranzuziehen oder beliebig zu verkaufen. 
Auch im \X'estgotenreich seien Sklaven die wichtigsten Arbeitskräfte in 
Landwirtschaft und Haushalt gewesen; der Sklaven bestand sei durch 
Krieg und Handel immer wieder ergänzt worden. Rechtlich seien Skla­
ven als Sachen behandelt "'orden, eine Ehe z",'ischen Freien und Skla­
ven habe der Richter trennen müssen, Erst sehr allmählich sei die 
Rechtsstellung der Sklaven aufgewertet worden, z. B. durch die Heran­
ziehung zum Heeresdienst und den strafrechtlichen Schutz bei Tötung 
und Körperverletzung. Auch im Frankenreich belegten die Quellen die 
überragende Bedeutung der Sklaverei, So enthalte z. B, die Lex Salica 
eine beachtlich hohe Anzahl von Vorschriften zum Schutz des Herren­
rechts ,,'ie auch der Herrenhaftung. Yon einer auch nur partiellen Ver­
mögensfähigkeit von Sklaven fehle dagegen in der Lex Salica jede Spur. 
Eine Eheverbindung zwischen Sklaven und Freien habe mit der Hin­
richtung des Sklaven geendet. Im Langobardenreich haben Sklaven 
ebenfalls eine große Rolle gespielt, sie seien hier gleicher""eise ...·je Sa­
chen behandelt ...·orden, Auch die servi der lex Baiu"ariorum haben in 
vieler Hinsicht eher "auf der Stufe von Pferden und Großvieh als auf 
der von Menschen" gestanden. Abschließend stellte Nehlsen fest, recht­
lich und sozial seien- bis weit in das 9.Jahrhundert hinein die germani­
schen Herren gehörenden sen'i und mancipia eher noch schlechter, kei­
neswegs aber besser als die Mehrzahl ihrer antiken römischen Leidens­
genossen gestellt ge~·esen. 
Auf den afrikanischen Kontinent und in die heutige Zeit führte der 
Vortrag von Prof. Dr. Chn, Maina Peter, Daressalaam. Umer dem Ti­
tel "Liberating the Slave of thc Slo.."e: The Struggle of thc African \1:'0­
man for her Place under the Sun: The Contribution of the Ne,.. Proto­
colon the Ri.::hts of Warnen in Airica" berichtete er über das Protokoll 
zur l\frikani;chen Charta betreffend die Rechte von Frauen, Das Pro­
tokoll ist im Sommer 2:lC3 von den Staats- und Regierungscheis der neu 
gegründeten Afrikanischen Union angenommen worden. Pell:r berieh, 
tete zunächst über die Vor~eschichte und dann über den Inhalt des Pro­
tokolls. Unter dem Deck~antel von Kultur, Traditionen oder religiö­
sen Lehren seien Frauen in Afrika immer unterdrUckt gewesen und hät­
ten in einem patriarchalischen System "ieHach mindere Rechte gehabt, 
z. B. im Eigentumsrecht, im Erbrecht oder im StaatsangehörigKeits­
recht. Die Afrika.nische Menschenrechtscharta, die 1986 in Kraft getre­
ten war, habe sich kaum mit Frauenrechten befasst. Das sei bald in po· 
litisch interessierten Kreisen als Mangel empfunden worden, zumal die 
Charta ~erade zu so ,,'ichtigen Punkten wie z. B. der Genitalverstüm­
melung gesch",'ie~en habe, Nach jahrelangen Kämpfen und vielen Um­
wegen sei es schI ießlich zur Annahme des genannten Zusatzprotokolls 
zur Afrikanischen Menschenrechtscharta gekommen. Zum ersten Mal 
....·erde der Begriff der .harmful prartice" gegenüber Frauen definiert 
und Z\var als Verhalten, Haltungen oder Praktiken, die die fundamenta­
len Rechte "on Frauen und Mädchen negati" berUhrten, "'ie z, B, das 
Recht auf Leben, Gesundheit und körperliche Unversehrtheit. Das 
Protokoll verbiete u, a. jegliche Diskriminierungen von Frauen und ru­
fe zu deren Bekämpfung auf, ferner untersage es jegliche Form von Ge­
walta.n"'endung gegen Frauen. Wichtig für die Zukunft werde aber 
nicht nur das Bestehen eines solchen Abkommens sein, "ielmehr kom­
me es vor allem dara.uf an, dass die Lebensbedinj::ungen, die zur Mar, 
j.:inalisierung. Diskriminierung und Ausbeutunf:! "on Frauen führten. 
bcseitip ...'ürden. 
Dr. Md"!;:"" Zäcklcr, München, ""idmete sich dem Thema .Moder, 
ne Formen der Sklaverei Völker\'erfassungsrecht und vernachlässigte 
\X'SK-Rechle". Einführend -<telhe er fest. sKlavereiähnliche Praktiken 
der Unlerdrückung und Ausbeutun~ \'on Menschen h,ltten g~r"de in 
d"r jünpt"n \'eq;angenheit in erschreckendem Maße 7u~en001men, 
\'idhltige F"r01en d"r Ausbcutun~ von \I:'anderarheilern '''';''''ic Fr"uen 
und Kindern in der Sl'xindustril' scien nicht nur intcrnation.l1 W"'t ver­
breilct. s0ndcrn stut7tcn sich 7uschends :1Uf imcrn.1tl0naJ \'crnct7tc 
Strukturen dcr oft!ani",cT1en Krimin ..dlt~L D.lhci ,cien Sklaverej und 
:ihnh ...'hc Pr.lktikt.'n dUfl.,-h.lt.: .. \'crhnt('n, l.vjc Zocklct· .\nh.lnd einer Rl'dH' 
\ {'n \ itlhl'rrC:(flt1lchc,'n /\hhlln1nlel' d.1T'Il'llte, deHlh>,:h be'lunorf) hrl 
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llL'r L"m'>l·uun;.: e:-~I..'blil"h(' Prnh!l,.'mc L'hr..'rrrutuil;.!.,-"O Jur("h unJhh.1n­
:.:,n.:;l' l·.\PL·:"(1'!1.1U"I'\ ... hu" .... t,· \.) .. I... f dir.: Linsi..'u:,.In:.: \ ,I[) Dt'ri.,:htL'r'~,HtL'rn lU 
hC'\t}ndL'n.'n Prtibll·n"lfr.l;.!;ell konrH ..:n bl'stl'nLdl .. .\11~:>sÜnJL' tL'st:.tt'lll'n 
unJ hritISlr:Tl:n. :-OIe "bcr' nicht bC\,,·ltigcn. U,h K..:rnprnbk·m liegt' \'Jc1­
mL'hr !lei Jt'f innt:rstlJtlichen Cm~ctzung:, lm G(':,.;:t'n:s~1tz ct'-\".\ zur Fol­
ta h.ll1ddtcn bei der modernen Skbverci nicht HJJdi,he ;\ktcure, son­
Jl'rn priv;;uc. Ein Staat mussc jeJoch inh.'n·~ni(''ft:.n, um L)künl)misi,:h('~ 
,,,ziJle und kulturelle \'erhJltnisse zu s.:hJltcn, ,n Jer SklJycrei und 
skl.l\·cnähnlichc VcrhHltnissc keinen Pbtz mehr hJben. Wenn dJ' SkLJ­
\'el"ci\,prbor als zwingende Norm des Völkern:"hts anerkannt st·i. so b(·~ 
rechti"" das auGcrdem alle Sta:lten und die internationale Gcmein­schaft~ die Beachrunb dieses Gebots von jedcm einzelnen Staat einzu­
fordern. Die Verwirklichung elementarer Menschenrechtsnormen stei­
le aber ein Gcmeinschaitsinrercssc aller Mitglieder der internJtlOnalcn 
Gemcinschait dar. Dies bebcünde indes auch Kooperations- und L: ntcr­
stützungspilichten, insbesondere gegenüber solchen Stllten, die nicht 
JUS eigener Krait in der Lage seien, sklavereiJhnliche VcrhältOlsse 
nachhaltig zu beseitigen. 
Oe. Silvia Tellenbach, Freiburg i.Br. 
VIII. Fachgruppe für gewerblichen Rechtsschutz und 
Urheberrecht 
Die in diesem Jahr gut besuchte Sitzung der Fachgruppe hatte, geleitet 
von Prof. Dr. Ulrieh Loewenheim, das Thema .Innovationsschutz und 
Investitionsschutz für innovative Güter" in ihren Mittelpunkt gestellt. 
Den Generalbericht hielt Prof. Dr. Rete Hilti" seit 1002 Direktor des 
Mal( Planck Institutes für geistiges Eigentum in München, die Korrefe­
rate Pro!. Dr. Christeph Ann LLM., nunmehr Technische L:niversität 
München, und Prof. Dr. Dr. Chrisrian Kirchner LLM., Humboldt­
Universität Berlin. Ergänzt wurden die drei Referate durch Diskus­
sionsbeiträge von Prof. Dr. William Comish, Universität Cambridge, 
Prof. Dr.}oanna Schmidt-Szalewski, Universität Lyon, sowie Prof. Dr. 
Hanns Ullrich, Europäisches Hochschulinstirut Florenz. .. 
Hilty stellte in seinem Generalreferat zunHchst heraus, dass d,e mll 
der Ausschlusswirkung von lmmaterialgüterrechten bezweckte An­
reizwirkung nicht in jedem Falle erreicht werde. Teil"'eise führe die 
Ausschlusswirkung zu einer so nicht beabsichtigten Behinderung des 
Wettbewerbes. Es gelte daher. sowohl Schutzkonzept als auch Schutz­
wirkung im Lichte wettbewerbsrechrlicher Parameter sinnvoll zu defi­
nieren. Das Schutz konzept müsse zwischen innovativen und nurmehr 
investitiven Leistungen unterscheiden. Für innovative Leistungen sei 
die Verleihung eines Immaterialgüterrechtes gerechtfertigt, über dessen 
Grenzen indessen diskutiert werden müsse. Be, LeIstungen, dIe ledIg­
lich in einer finanziellen Investition bestünden, sei ein Ausschliemich­
keitsschutz nicht angezeigt. Hier gelte es lediglich, die Investition bis 
zu ihrer Amortisierung gegen Nachahmer zu schützen. DIes lasse SIch 
am ehesten durch einen flexibel ausgestalteten wettbewerbsrechtlichen 
Schutz erreichen, der indessen um der hinlänglichen Rechtssicherheit 
willen durch vorbestimmte Tatbestände, Amortisationsiristen und 
Rechtsverkehrsfähigkeit konkretisiert werden müsse. Es sei vor diesem 
HinterO'rund geboten, bestehende Ausschlussrechte ohne mnovatlven 
Gehalt" wie beispielsweise urheberrec htliche Leisrungsschutzrechte 
wettbewerbsrechtlich zu interpretieren. Ann ging in seinem Referat der 
idealistischen Wurzel des Schutzes geistiger Leistungen nach. Die von 
Hilty vertretene wettbewerbspolitische Ausrichtung .von Immaterial­
güterrechten sei dann begründungsbedürftIg, wenn Jene auf eine. Im 
Persönlichkeitsschutz wurzelnde Begründung zurückzuführen selen. 
Dafür gebe es durchaus Anhaltspunkte - so den Erlass des ersten fran­
zösischen Patentgesetzes 1791 als .droit de I'homme" sowie die beste­
henden Urheber- und Erfinderpersönlichkeitsrechte. Letztlich lieferten 
diese Ansätze indessen keine tragfähige Begründung für den gegenwär­
tigen Schutz geistiger Leistungen, sondern würden vielmehr argumen­
tativ eingesetzt, um den Mangel ~n ökonomi.scher BegründbarkeIl v.on 
Immaterialgüterrechten auszugleichen. Auf mtcrn:mon"ler Ebene fm­
de der persöniichkeitsrechtliche Ans~tz kaum Berück.ichti!;l.Ing, Für 
den Invcstitionsschutz bedürfte es ohnedies keiner idealistischen Be­
gründung. KlTchner hob in seinem Referat die wirtschaftlichen Grund­
lagen des Innovationsschutzes hervor. Innovation beruhe auf einer ge­
zielten Entscheidung über den Einsatz knapper Ressourcen. Der Inno­
vationsmarkt könne durch eine zu schnelle und einfache Nachahmung 
gefährdet werden. Dies sollten geistige Eigenrumsrechte gerade verhin­
dern. Die Schaffung von Ausschliei1lichkeitsrechten ohne innovativen 
Gehalt erodiere indessen den Wettbewerb. Ein reiner Investitions­
schutz sei dem Ökonomischen fremd. In einem wohliahrrsökonomi­
sehen ;-"'lodell könne auch der persönlichkeitsrechtliche Schutz des Er­
finders oder Schöpfers seinen Platz fi~de~: bspw. in d".ss,'n R~putati­
onsgewinn. Eine Anal vse des Immatenalguterrechts ,m LIchte okono­
mis~her Modelle habe dabei von folgenden Fragen auszugehen: 'W'elche 
:\l1f:"l/\\·irkun-..::t.·n \\"ürdcn tur pl)[l:nrii..'Jle In\l...·:\rorl'n~ welch ..> 1l1..';,!.Hin:n 
tlkht .... tur \\·~td.}'-'Wi.'rbL·r ~l·)(hJ.r!l'nt \\...~!~hl' AU'iwirku'1:;r.:-n h.\hl' 1,.'111 
Schulz:;dille v"rschleden,,~ lJf1lkri Wekhc '"i.uktJu>w,rkun;;en l1.\bc 
L'ln rL'if~er In\'C's(itiLlnss~hutz? für Jie norrnJti\'c An:llvsc mü::'\,sc untcr­,~(ht werden. llb und wl'khc Schutzzwelkbcsrimm~n" und Schurz­
rl'(hrs.lusJ;C:-itJJtun~r ki.HlScnsf:ihig st:t. Ein Konsens tür .~ic Einfuhrun:; 
eines reinen {nvestitionss~hutzes lasse sich wohl nicht tInJen, 
Die anschlicl;end kontrll"ers gelührte Diskussion wurde mn 
re(hts\'crglci~hcnden Be:merkungl.'n von COYllzsh unJ SdJtniJI-Sz.;,!t:­
~'skl ~us cn,;lischcr bz'v. ir~nzösis(her Sicht eröifn",l. Wlhrend es den 
leistun::ss.:hutz im englischen Recht nur über das Instrument des Pd'­
iIf,g-of!gebe, komme der Schutz gegen schmarotzerisches Verhalten in 
Frankreich einem Eigenrumsrecht nahe, was allerdmgs "ielfach km,­
sien werde. Ullrich wies auf die Ausdehnung von ImmlteriJlgütcrrech­
ten durch immer geringere Anforderungen an Eriindungs- und Schöp­
fungshöhe hin. Diese führe zu höheren Anmelde-. aber auch höheren 
!'iachahmungszahlen. Letztere führten zu "erstärkten Rufen nach 
Sanktionen. Das Svstem bedürfe mithin einer Gberarbeitung, insbeson­
dere deshalb, weif der L:mbau von einer Industrie- zu einer Informa­
tionsgesellschafr eine Schurzrechtsexpansion geradezu pradestinier,'. 
Erforderlich sei insoweit eine Neudefinition des Schrankensystems, In 
dem die Zwangslizenz zur Normalität werden könne. 
Dr. Christopher Heath, München 
IX. Fachgruppe für Arbeits- und Sozialrecht 
Die Fachgruppe beschäftigte sich unter Vorsitz von Prof. Dr. Momk" 
Schlachter, Jena, mit Funktion und rechrlicher Ausgestaltung der Zu­
satzversicherungssysteme bei der Reform der Alterssicherungssysteme. 
Einleitend berichtete Prof. Dr. Eberhard Eichenho/er, Jena, über 
Betriebsrenten im Europäischen und Internationalen Recht. Es zeigten 
sich deutliche Defizite insbesondere im Vergleich mit der Verordnung 
HOS/71!EWG; das Betriebsrentenrecht stehe der Ausübung der 
Grundfreiheiten vielfach entgegen. Hier seien nicht allein d,. Dienstlei­
stungs- und Kapitalmarkrfreiheit berührt, sondern auch die Per~onen­
verkehrsfreiheiten. Ein Trend zur Europäisierung und Internatlonal,­
sierunO' des Rechts der betrieblichen Altersversorgung sei jedoch fest­zustell~n" was in Anbetracht der wachsenden Bedeutung betrieblicher 
Alterssicherung auch erforderlich sei. 
Prof. Dr. Er';;.·ln .l.1ltreT, Fribourg, gab einen Einblick in das Drei­
Säulen-Modell der schweizerischen Alters-, Hinterbliebenen- und In­
validenvorsorge. :Seben einer umlagefinanzierten staatlichen Vorsorge 
existiere als zweite Säule die berufliche Vorsorge, die nach dem Kapi­
taldeckungsverfahren funktioniere. Die dritte Säule umfasse die steuer­
lich begünstigte freiwillige Selbstvorsorge. DemographiebedingtePro­
bleme konnten mit diesem Svstem gemildert werden; darüber h,naus 
verbleibe den Sozialpartnern bzw. den Arbeitsvertragsparteien Spiel­
raum für individuelle Lösungen. 
In seinem Länderbericht stellte Prof. Dr. Erik L .. [jens, Amster­
dam, das niederländische Drei-Säulen-110dell der Altersversorgung 
vor. Grundlage bilde eine Mindestversorgung, deren Höhe zwischen sc: 
und 90% des gesetzlichen Mindestlohns betrage (Säule 1); und unab­
hängig vom Einkommen jedem Versicherten gewährt werde. Not:ven­
dige Ergänzung finde diese geringe Grundsicherung durch PensIOns­
programme der betrieblichen Versorgung bzw. der Versorgungsein­
richtungen für Selbständige (Säule 2). Gemeinsam mit Säule I werden 
so etwa 70% des letzen Einkommens erreicht. Circa 93% der Arbeit­
nehmer in.den Niederlanden befänden sich in Betriebsrentenprogram­
men. Die dritte Säule bestehe aus der Möglichkeit privater Vorsorge 
durch entsprechende Versicherungen. Das niedrige Versorgungsniveau 
in der ersten Säule schaffe starke Anreize zur privaten Zusatzvorsorge. 
Dr. Peter Köhler, München, schilderte in Ergänzung der schrift­
lichen Vorlegung von Prof. Dr. Loua Vahrne W'esterhäll, Göteborg, 
neben den historischen Grundlagen des schwedischen Alterssiche­
runpsystems die Ergebnisse der jüngsten R.eform, die du überkomme­
ne Svstem rädik.1 ändert: Eine .Garilntieremc" lolle Alrcrsarmut ver· 
hindern. eine umlagefinanzierte .einkommensorientierte Rente" solle 
den Lebensstandard im Alter fortschreiben und eine .Prämienrente" 
öffne den Versicherten die Möglichkeit, über den Kapitalmarkt für ihre 
Alterssicherung zu sorgen. Zusammenfassend beschrieb Köhler das 
seh wedische Alrerssicherungssvstem als "klassisch"; die Einkommens­
4 Et",. An. 8 der lnsolvenzrichrlinie 80!987/E'X'G, ABiEG ;-';r.l 2S3 \ 
25.07. 1998, 5.23 H: RiL 98/49/EG zur Wahrung ergänzender Rentenan­
sprüche, ABlEG !\:r. L ~::;9 v. 25. C7. 1998, S. 46ff: RiL 86i378:E'X'G zur 
Gleichhehandlunf; \'on !'.!ann und Frau in der betrieblichen Altcrssersor­
~ung. ABlEG Nr. L 225 v. 12.08.1986, S.4off sowie das Obcreink"mmrn 
ubee d" auf vcrrra!(liche Schuldverhältnisse anzuwendende Recht ,E\'Ui ,'. 
19 07. 1980, BGBI 11. S. 8 I ~ if und die entsprechenden ;\rtl. 2':i EG BG B. 
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sicherung im Alter werde öffentlIch-rechtlich gcwahrleistct und tradi­
tionell durch tarihertragliche Leistunsen erg"nzL 
Auch Grogbritannien kenne ein Drei-Säulen-l\lodeil der Alters­
vorsorge, freilich mit einem eigenen Inhalt, wie in Vertretung "on Pro!. 
Dr. Ulnke Dtlt,l'. Bielefcld, Pamck Blömckc er;äuterre. "Jeben der bel­
tragsfinanziert~n staatlichen Grundrente (Säule 1) "'erde eine staatliche 
einkommensbezogene Zusatzrente gewöhrt (Säule 2). Die Summe der 
staatlichen Versorgungsleismngen betrage jedoch im Durchschnitt le­
diglich 522 Euro/Monat für Männer und 38: Euro/.Monat für Frauen", 
Besondere Bedeutung habe daher die nich:-staatliche \'orsorge der be­
trieblichen und pri"aten Alterssicherung. Als Besonderheit "'.-urde un­
ter anderem die Möglichkeit der Befreiung von der staatlichen Zusatz­
aherssicherung (conrracring out) zugunsren einer privaten Vorsorge ge­
nannt. 
Der Generalbericht von Prof. Dr. U/rich Bccker, MPI für Sozial­
recht. München. berücksichtigte vergleichend die Rechtslage in 
Deutschland. Obwohl eine einheitliche Sptematik in den Vergleichs­
landern nicht bestehe, lasse sich doch vergröbernd feststellen, dass 
beim Zusammenspiel zwischen staatlteher und nichtstaadicher Siche­
rung die Zusatzsicherungss\'Steme beschäftigungszentrien angelegt 
seien. In dem un;versal angelegten schweizerischen System bedeute 
dies Selektion der Zusatz\'orsorge, in Deutschland hingegen komme es 
50 zur Anknüpfung an die Basissicherung. Tendenziell verzeichnet 
Becker eine zunehmende Einbindung printrechtlich geformter Syste­
me. ohne dass damit eine Aufgabenentlastung des Staates einhergehe. 
6 Stand: September 2002, 
JZ 8/2004 
Die anschließende Diskussion eröffnete Murer mit dem Hinweis 
auf die historisch gew'achsene Subsidiarität des Staates in der Schweiz, 
wonach über eine MinimaJsieherung hinaus die private Alters\'orsorge 
selbst\'erständlich sei, Prof. Dr. Dres. h. c. Roll Birk, Trier. problemati­
sierte die betriebliche Altersversorgung im multinationalen Konzern; 
hier könnten venragliche Zusagen beim Mitarbeitertransfer die Frage 
der C overfallbarkeit der Rentenansprüche nicht lösen. Für die EC wer­
de dieser Aspekt nun durch die Pensionsfondrichtlinie' aufgegriffen. 
worauf PD Dr. Bafner. Hofheim, hinwies. Dr. Rembard. München. sah 
die Alternati\'e zu fehlenden Transfermöglichkeiren in einer vertrag­
lichen \·erbleibsklausel. welche die Versorgung des Arbeitnehmers bei 
dem Alt-Arbeiq;eber SIchere. Im Schlusswort stellte Becker der freiv.-il~ 
ligen pri\'aten \'orsorge die obligatorischen Sicherungselemente gegen­
iJber, die aber zugleich einen staatlichen Eingriff in privates Handeln 
darstellten_ 
Professor Dr. Gerhard Igl, Kiel 
7 ~och nicht veröffentlicht. vgl. aber Bulletin EU 5-20C3, ZiH. 1. 3.28 
Aus dem Gesetzgebungsveriahren: Vorschlag iür eine Richtlinie des Eu­
ropäischen Parlaments und des Rates über die Tätigkeiten VOn Einrichtun­
gen zur betrieblichen Altersversorgung, KOM(2000)507 endg .• ABlEG 
Nr. C 96 E1l36f{ vom 27.3. ZOOI; Gemeinsamer Standpunkt des Rates, 
ABlEG Nr. C 299 E!16 ff \'Om 3. 12. 2J02; zuletz.t geändert mit der Stel­
lungnahme des Europäischen Parlaments, KOM(l003)2S4 endg_. angenom­
men durch den Rat am 13.5.2003. 
